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Ukraine-Krieg: Waffenstillstand 2027?
Ein Waffenstillstand 2027 ist möglich, aber kein Terminversprechen. Die Analyse trennt

Feuerpause, Waffenstillstand und Friedensvertrag, ordnet die aktuelle Lage ein und

zeigt, welche überprüfbaren Bedingungen ein belastbares Ende der großen Kämpfe

voraussetzt.
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THESE DER AUSGABE

Der wahrscheinlichste nächste politische Schritt ist kein Friedensvertrag,

sondern ein überwachter Waffenstillstand. Ein Zeitfenster im zweiten Halbjahr

2027 ist nur dann plausibel, wenn militärischer Druck, ein politischer Ausweg

und konkrete Sicherheitsgarantien gleichzeitig entstehen.

Hinweis zur Einordnung: Dieser Beitrag wurde vollständig

mit künstlicher Intelligenz (KI) erstellt und anhand der an-

gegebenen Quellen redaktionell geprüft. Trotzdem können

Angaben fehlerhaft, unvollständig oder nicht mehr aktuell

sein. Prüfen Sie wichtige Aussagen bitte selbst; eine Gewähr

für Richtigkeit, Aktualität und Vollständigkeit übernehmen

wir nicht. So arbeitet die KI-Redaktion →

KURZ EINGEORDNET

Die 2027-These ist eine falsifizierbare Arbeitshypothese,
keine Prophezeiung. Entscheidend sind militärische Kos-
ten, eine belastbare Überwachung und Sicherheitsgaran-
tien, die der Ukraine nach einer Waffenruhe Schutz vor ei-
nem neuen Angriff geben.

Die kurze Antwort

Ein Waffenstillstand im Jahr 2027 ist möglich,

aber nicht vorhersagbar. Die belastbarste Aussage

lautet deshalb nicht: „Der Krieg endet am …“. Sie

lautet: Unter den Bedingungen vom 18. Juli 2026 ist

ein überwachter Waffenstillstand der wahr-

scheinlichere nächste politische Schritt als ein

umfassender Friedensvertrag. Ein Zeitfenster vom

zweiten Halbjahr 2027 ist eine Arbeitshypothese –

keine Vorhersage und keine Gewissheit.
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Das ist eine wichtige Unterscheidung. Ein Waffen-

stillstand stoppt oder begrenzt die großflächige

Gewalt. Er entscheidet nicht automatisch über

Grenzen, Krim, die besetzten Gebiete, Reparatio-

nen, Sanktionen, Kriegsverbrechen oder die künf-

tige Sicherheitsordnung Europas. Gerade weil

diese Fragen offenbleiben können, ist ein Waffen-

stillstand oft früher erreichbar als ein

Friedensvertrag.

Die Versuchung, aus einem einzelnen Gipfel, einer

Waffenlieferung oder einer Frontmeldung ein End-

datum abzuleiten, ist groß. Sie führt in die Irre.

Kriegsenden entstehen nicht durch Kalenderlogik.

Sie entstehen, wenn die politische Führung beider

Seiten glaubt, dass Weiterkämpfen ihre Lage nicht

mehr verbessert – und wenn es eine Vereinbarung

gibt, die den Preis des Nachgebens für beide Seiten

begrenzt. Für die Ukraine gehört dazu vor allem

glaubwürdiger Schutz vor einem erneuten russi-

schen Angriff; für Russland die Einsicht, seine

Ziele nicht zu vertretbaren Kosten erzwingen zu

können.

Dieser Artikel bewertet keine Besitzansprüche neu

und setzt kein vermeintlich objektives „Friedens-

datum“. Er erklärt, welche Voraussetzungen einen

Waffenstillstand realistischer machen, welche sie

verhindern und woran sich die These bis 2027

überprüfen lässt.

Zuerst die Begriffe: Drei verschiedene
Enden eines Krieges

Ein Krieg kann militärisch, politisch und rechtlich

zu unterschiedlichen Zeiten enden. Wer das ver-

mischt, produziert falsche Erwartungen.

Erstens: eine Feuerpause. Sie kann lokal, zeitlich

befristet oder nur auf bestimmte Ziele bezogen

sein. Sie dient etwa Evakuierungen, Gefangenen-

austausch oder dem Schutz kritischer Infrastruk-

tur. Sie kann Leben retten, ist aber noch keine po-

litische Ordnung.

Zweitens: ein Waffenstillstand. Er braucht eine

definierte Linie, Regeln für schwere Waffen und

Luftangriffe, Kommunikationskanäle, Untersu-

chungen von Verstößen und eine Instanz, die be-

obachtet. Er kann dauerhaft sein, ohne dass die

Konfliktursachen gelöst sind.

Drittens: ein Friedensvertrag oder eine stabile

Friedensordnung. Das wäre die weitreichendste

Stufe: Rechtsfragen, Grenzen, Sicherheitsgarantien

, wirtschaftliche Folgen und die Beziehungen der

Staaten wären verbindlich geregelt. In zwischen-

staatlichen Kriegen ist diese letzte Stufe keines-

wegs der Normalfall; die Forschung weist viel-

mehr darauf hin, dass formelle Friedensverträge

seit der Mitte des 20. Jahrhunderts seltener zum

Endpunkt eines Krieges geworden sind.[1]

Für die Ukraine folgt daraus ein nüchterner Maß-

stab: Ein Waffenstillstand wäre ein Erfolg, wenn er

die Angriffe tatsächlich beendet und die Ukraine

sicherer macht. Er wäre kein Erfolg, wenn er ledig-

lich Zeit verschafft, um einen neuen Angriff besser

vorzubereiten. Das ist keine semantische Feinheit,

sondern die Kernfrage jeder Verhandlung.

Was derzeit politisch auf dem Tisch
liegt

Die europäische Sicherheitsarchitektur wird kon-

kreter, ersetzt aber noch keine Einigung mit Mos-

kau. Die Koalition der Willigen unterstützte am 13.

Juli direkte Gespräche zwischen der Ukraine und

Russland mit aktiver Beteiligung der USA und Eu-

ropas; sie nannte einen Waffenstillstand ausge-

hend von der Kontaktlinie als Ausgangspunkt und

bekräftigte Sicherheitsgarantien, die mit Inkraft-

treten eines Waffenstillstands aktiviert werden sol-

len.[2]

Zugleich erklärte der britische Premierminister

am 16. Juli in Kyjiw, die Koalition sei bereit, nach

einem Waffenstillstand rasch zur Sicherung des

Friedens beizutragen; auch er stellte dies aus-

drücklich in den Zusammenhang rechtlich bin-

dender Sicherheitsgarantien.[3] Das ist politisch

www.ki-meint.de · Ausgabe 004 Seite 2 / 11



bedeutsam: Es verschiebt die Debatte von der abs-

trakten Frage „Wer garantiert was?“ zu den prakti-

scheren Fragen nach Mandat, Kräften, Finanzie-

rung, Luftverteidigung, Ausbildung und einer Re-

aktion auf Verstöße.

Die ukrainische Führung verknüpft Verhandlun-

gen ebenfalls mit Sicherheitsgarantien und Wie-

deraufbau. Präsident Wolodymyr Selenskyj er-

klärte im April nach Gesprächen mit US-Vertre-

tern, die Dokumente für Sicherheitsgarantien soll-

ten zügig gestärkt werden; zugleich sprach er über

eine mögliche Oster-Waffenruhe.[4] Das beweist

keine baldige Einigung. Es zeigt aber, dass die Si-

cherheitsfrage nicht als Nachwort, sondern als Be-

dingung des politischen Prozesses behandelt wird.

Die Lücke bleibt groß. Russland hat wiederholt ge-

zeigt, dass Gespräche und fortgesetzte Angriffe ne-

beneinander laufen können. Das Vereinigte König-

reich stellte am 1. Juli vor der OSZE genau diesen

Widerspruch heraus und forderte einen sofortigen

Waffenstillstand sowie ernsthafte Verhandlungen

im Einklang mit Souveränität und territorialer In-

tegrität der Ukraine.[3] Solange eine Seite militäri-

sche Verbesserungen erwartet oder eine Waffen-

ruhe als einseitigen Vorteil der Gegenseite ansieht,

fehlt der zentrale Anreiz für ein tragfähiges

Abkommen.

Die militärische Lage: Kein einfacher
Countdown

Eine festgefahrene Front macht einen Waffenstill-

stand denkbarer, erzwingt ihn aber nicht. Sie kann

zwei gegensätzliche Wirkungen haben: Sie nimmt

der angreifenden Seite die Aussicht auf einen

schnellen Erfolg; zugleich lässt sie beide Seiten

hoffen, dass eine nächste Offensive, neue Technik

oder ein Einbruch der gegnerischen Unterstützung

doch noch die Lage verändert.

Entscheidend ist daher nicht, ob an einem Tag Ge-

lände gewonnen oder verloren geht. Entscheidend

ist, ob sich über Monate eine strategische Erkennt-

nis bildet: Weitere Kämpfe bringen nur lokale Vor-

teile, aber unverhältnismäßige Kosten. Genau das

lässt sich nicht aus täglichen Karten, einzelnen

Drohnenangriffen oder einer öffentlichen Erklä-

rung herauslesen.

Die jüngsten Kämpfe zeigen auch, warum eine

bloße Pause so schwer verhandelbar ist. AP be-

richtete am 17. Juli über den anhaltenden russi-

schen Krieg unter einer neuen ukrainischen Inte-

rimsführung im Verteidigungsressort; der Krieg

dauert damit weiter in seinem fünften Jahr an.[5]

In einem solchen Umfeld wird jede Seite prüfen,

ob eine Vereinbarung ihre Einsatzbereitschaft

schwächt oder stärkt. Eine robuste Verifikation ist

deshalb kein Detail für Juristen, sondern eine mili-

tärische Voraussetzung.

Der ukrainische Schlag gegen russische Energie-

und Logistikstrukturen kann den Druck auf Mos-

kau erhöhen. Nach einer Analyse des OSW

herrscht seit Ende Mai in vielen russischen Regio-

nen Treibstoffknappheit; die Auswertung führt die

Störung vor allem auf fortgesetzte ukrainische An-

griffe gegen Raffinerien zurück und nennt einen

deutlichen Rückgang der russischen Raffineriever-

arbeitung im Juni.[6] Daraus folgt aber nicht auto-

matisch ein Kollaps der russischen Kriegsführung.

Ein Staat kann knappe Treibstoffe priorisieren, zi-

vile Nachfrage verdrängen, importieren, reparie-

ren und Transporte umlenken.

Die professionelle Frage lautet daher nicht: „Stop-

pen die Angriffe Russland?“ Sondern: Verringern

sie über längere Zeit den Spielraum für neue Of-

fensiven, erhöhen sie die politischen Kosten des

Krieges und treffen sie auf eine glaubwürdige di-

plomatische Ausstiegsmöglichkeit? Erst das Zu-

sammenwirken dieser Faktoren kann den Kalen-

der verschieben.

Die wirtschaftliche Lage: Kosten erzeu-
gen Druck, keine Automatik

Wirtschaftlicher Druck wird in Debatten über

Kriegsenden oft überschätzt. Eine schwächere

Konjunktur, höhere Defizite oder Engpässe bedeu-
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ten nicht, dass eine Regierung ihre Kriegsziele auf-

gibt. Sie verändern jedoch die Kostenrechnung

und begrenzen die Dauer, in der ein hoher Res-

sourceneinsatz ohne politische Folgen durchgehal-

ten werden kann.

Der Internationale Währungsfonds beschreibt die

ukrainische Wirtschaft trotz des Krieges als wider-

standsfähig, verweist aber auf die schweren Fol-

gen wiederholter Angriffe auf Energieinfrastruk-

tur und auf den Bedarf an anhaltender Unterstüt-

zung.[7] Für die Ukraine ist das entscheidend: Ihre

Fähigkeit, zu verhandeln, hängt nicht nur von der

Front ab, sondern auch davon, ob Luftverteidi-

gung, öffentliche Finanzen, Energieversorgung

und Rüstungsproduktion stabil bleiben.

Für Russland gilt spiegelbildlich: Ein militärischer

und rüstungsgetriebener Ausgabenboom kann

kurzfristig Aktivität stützen, hat aber finanzielle

Folgekosten. Der IWF zeigt in einer länderüber-

greifenden Untersuchung, dass große Verteidi-

gungsausgabenbooms typischerweise Defizite und

Verschuldung erhöhen; in Kriegsphasen sind die

Belastungen besonders hoch.[8] Diese allgemeine

Befundlage ersetzt keine Aussage über eine kon-

krete russische Sollbruchstelle. Sie erklärt aber,

warum eine lange Fortsetzung des Krieges nicht

kostenlos ist.

Die wirtschaftliche Perspektive spricht damit für

Zurückhaltung in beide Richtungen. Wer aus Pro-

blemen an Tankstellen einen baldigen Zusammen-

bruch ableitet, überzieht. Wer wirtschaftliche Be-

lastungen für völlig irrelevant erklärt, übersieht

einen Teil der politischen Realität. Kosten wirken

meist langsam, kumulativ und in Verbindung mit

militärischer Lage, Eliteinteressen, internationa-

lem Druck und der Stimmung in den

Gesellschaften.

Der diplomatische Engpass: Sicherheit
vor oder nach dem Waffenstillstand?

Die Reihenfolge entscheidet. Für Kyjiw wäre es ris-

kant, erst die militärische Wachsamkeit zu senken

und anschließend auf Garantien zu warten. Für

Unterstützerstaaten ist es zugleich rechtlich und

politisch einfacher, konkrete Truppen- oder

Schutzmechanismen an einen Waffenstillstand zu

koppeln. Die derzeitigen Erklärungen versuchen

genau diese Spannung aufzulösen: Garantien sol-

len vorbereitet sein und beim Inkrafttreten einer

Waffenruhe aktiviert werden.[2]

Ein tragfähiges Paket müsste mindestens sechs

Elemente verbinden:

eine präzise, kartierte Kontaktlinie ohne Aner-

kennung einer völkerrechtlichen

Grenzänderung;

Beobachtung mit Zugang, Technik, klaren Mel-

dewegen und öffentlicher Dokumentation;

Regeln für schwere Waffen, Drohnen, Raketen

und strategische Angriffe;

einen funktionierenden militärischen Kommu-

nikationskanal für Zwischenfälle;

dauerhafte ukrainische Verteidigungsfähigkeit

einschließlich Ausbildung, Luftverteidigung

und Versorgung;

vorher vereinbarte Folgen eines schweren

Bruchs.

Keiner dieser Punkte ist eine Garantie für Frieden.

Zusammen senken sie aber die Gefahr, dass ein

Zwischenfall, eine falsche Behauptung oder ein be-

wusst provozierter Angriff sofort wieder zum gro-

ßen Krieg führt.

Die Frage nach ausländischen Kräften ist beson-

ders heikel. Die Lehre aus früheren Einsätzen lau-

tet nicht, dass jede Beobachtermission ausrei-

chend wäre. Sie lautet, dass Mandat, Zustimmung,

Bewegungsfreiheit, Aufklärung und die politische

Bereitschaft, Verstöße zu benennen, über ihre Wir-

kung entscheiden. Eine kleine Beobachtergruppe

ohne Zugang wäre Symbolik. Eine robuste Siche-

rungsstruktur kann dagegen die Kosten eines Ver-

tragsbruchs sichtbar erhöhen.
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Historische Vergleiche: Nützlich, wenn
sie Grenzen zeigen

Geschichte liefert keine Schablone für die Ukraine.

Jeder Vergleich wird falsch, wenn er Unterschiede

verwischt: Russland ist eine Nuklearmacht; die

Ukraine verteidigt sich gegen einen Angriffskrieg;

die internationale Unterstützung, die Drohnen-

technik und die wirtschaftliche Verflechtung un-

terscheiden sich stark von früheren Konflikten.

Drei Vergleiche sind dennoch hilfreich – nicht als

Prognosemaschine, sondern als Warnung vor

Denkfehlern.

Korea 1953: Das Ende des großen Schießens ist
nicht das Ende des Konflikts

Das koreanische Waffenstillstandsabkommen von

1953 war ausdrücklich militärischer Natur. Sein

Ziel war die vollständige Einstellung der Kampf-

handlungen, bis eine endgültige friedliche Rege-

lung erreicht werden würde.[9] Damit zeigt Korea

den wichtigsten Unterschied zwischen Waffenstill-

stand und Frieden: Gewalt kann drastisch sinken,

während zentrale politische Fragen ungelöst

bleiben.

Für die Ukraine folgt daraus keine Empfehlung,

eine Teilung zu akzeptieren. Der Vergleich belegt

das Gegenteil von einer bequemen Erzählung: Ein

Waffenstillstand kann Jahrzehnte bestehen und

bleibt dennoch politisch unvollendet. Er funktio-

niert nur, wenn Abschreckung, militärische Vor-

sorge und belastbare Verfahren einen neuen Groß-

angriff unattraktiv machen. Gerade deshalb wäre

die Sicherheitsarchitektur nach einem Waffenstill-

stand mindestens so wichtig wie dessen

Unterschrift.

Iran und Irak 1988: Beobachtung und direkte

Gespräche gehören zusammen

Nach fast acht Jahren Krieg verband der Prozess

zwischen Iran und Irak 1988 die Waffenruhe mit

direkten Gesprächen und einer UN-Beobachter-

mission. UNIIMOG sollte Waffenstillstand und

Rückzug überprüfen, bestätigen und überwachen.

[10] Die Mission registrierte auch nach Beginn des

Waffenstillstands zahlreiche Vorwürfe und Verlet-

zungen – ein Hinweis darauf, dass ein Vertrag

nicht deshalb funktioniert, weil niemand mehr

schießt, sondern weil Verstöße sichtbar, unter-

suchbar und begrenzbar werden.[10]

Der Vergleich hat klare Grenzen. Die regionale und

internationale Lage war eine andere; für die

Ukraine wäre ein Rückzug auf international aner-

kannte Grenzen politisch und militärisch weitaus

schwieriger durchzusetzen. Übertragbar ist allein

das institutionelle Prinzip: Waffenstillstand, Über-

wachung und ein Prozess für die offenen Fragen

müssen gleichzeitig beginnen, nicht nacheinander

versprochen werden.

Dayton 1995: Militärische Durchsetzung und
politische Regeln wurden verknüpft

Das Dayton-Abkommen für Bosnien-Herzegowina

enthielt nicht nur politische Prinzipien. Sein mili-

tärischer Anhang sah eine multinationale Imple-

mentierungstruppe vor, die die Einhaltung der

Vereinbarung unterstützen sollte; zugleich ver-

pflichteten sich die Parteien zur Einstellung offen-

siver Operationen.[11]

Auch Dayton ist kein Modell zum Kopieren. Bos-

nien war kein Krieg zwischen einer angegriffenen

Demokratie und einer atomar bewaffneten Groß-

macht, und die territoriale sowie gesellschaftliche

Lage war anders. Die übertragbare Lehre ist enger:

Ein Abkommen wird belastbarer, wenn die militä-

rische Umsetzung nicht der politischen Hoffnung

überlassen bleibt. Der Vertrag braucht Kräfte, Zu-

ständigkeiten, Zeitpläne und eine Struktur, die

nicht erst im Moment einer Krise erfunden wird.

Minsk: Ein Waffenstillstand ohne tragfähige
Absicherung bleibt verletzlich

Die Minsker Vereinbarungen enthielten Regeln für

Waffenruhe und schwere Waffen; der Sicherheits-

rat der Vereinten Nationen verwies später auf fort-

gesetzte Verstöße gegen die Waffenruhe im Osten

der Ukraine.[12] Daraus folgt nicht, dass jeder

künftige Waffenstillstand scheitern muss. Aber es

folgt: Ein Text ohne glaubwürdige Kontrolle, ohne

klare Reaktion auf Brüche und ohne ausreichend

gesicherte Verteidigungsfähigkeit friert einen Kon-

flikt eher ein, als ihn zu lösen.
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Minsk wird oft als pauschales Argument gegen

jede Diplomatie benutzt. Das ist zu simpel. Die

richtige Lehre lautet: Nicht „nie wieder verhan-

deln“, sondern „nicht noch einmal ohne Vollzugs-

system verhandeln“.

Vier Szenarien bis Ende 2027

Eine seriöse Prognose arbeitet besser mit Szena-

rien als mit Scheinpräzision. Die folgenden Varian-

ten beschreiben Entwicklungspfade, keine exak-

ten Wahrscheinlichkeiten.

Szenario 1: Überwachter Waffenstillstand im

zweiten Halbjahr 2027. Die Front bleibt strate-

gisch weitgehend ohne Durchbruch; Russlands

Kosten steigen; die Ukraine erhält ein glaubwürdi-

geres Sicherheits- und Unterstützungspaket; Ge-

spräche finden eine Formel, welche die Gewalt

stoppt, ohne Souveränitäts- und Grenzfragen vor-

wegzunehmen. Das ist das plausibelste positive

Szenario, aber kein Selbstläufer.

Szenario 2: Fortsetzung des Abnutzungskriegs

bis 2028 oder länger. Eine oder beide Seiten glau-

ben weiterhin, dass zusätzliche Kämpfe ihr Ver-

handlungsergebnis verbessern. Sicherheitsgaran-

tien bleiben politisch zu vage, oder die Unterstüt-

zung der Partner wird unsicher. Dieses Szenario

bleibt realistisch, gerade weil die zentrale Diffe-

renz über Sicherheit und Gebiete nicht einfach

technisch lösbar ist.

Szenario 3: Früherer Durchbruch. Ein rascher

Waffenstillstand wäre denkbar, wenn sich militäri-

sche Erwartungen abrupt ändern, der wirtschaftli-

che Druck deutlich zunimmt und zugleich eine ak-

zeptierte Sicherheitsformel bereitliegt. Ein einzel-

nes Ereignis – etwa ein neues Gesprächsformat

oder ein Infrastrukturangriff – genügt dafür nicht.

Szenario 4: Eskalation oder breitere Krise. Ein

schwerer Zwischenfall, neue strategische Angriffe,

ein politischer Umbruch oder ein Einbruch exter-

ner Unterstützung können die Diplomatie zurück-

werfen. Dieses Risiko ist der Grund, warum ein

Enddatum kein Planungsinstrument sein darf.

Die Mitte von 2027 ist mithin keine Aussage dar-

über, wann „Frieden“ eintritt. Sie ist ein Prüf-

punkt: Wenn bis dahin Front, Kostenlage und Si-

cherheitsarchitektur keine erkennbaren Fort-

schritte zeigen, wird die Annahme eines baldigen

Waffenstillstands schwächer, nicht stärker.

Woran sich die These prüfen lässt

Bis zum Frühjahr und Sommer 2027 sind sieben Si-

gnale wichtiger als tägliche Schlagzeilen:

1. Militärischer Ertrag: Bringen Offensiven einer

Seite noch strategische Veränderungen – oder

nur lokale, kostspielige Gewinne?

2. Diplomatische Reihenfolge: Gibt es einen ak-

zeptierten Weg von Feuerpause über Überwa-

chung zu Verhandlungen, statt nur unverbindli-

che Gesprächsangebote?

3. Sicherheitsgarantien: Liegen Mandat, Ressour-

cen, Zuständigkeiten und Reaktionen auf Ver-

stöße konkreter vor als heute?

4. Verifikation: Können neutrale oder gemeinsam

akzeptierte Stellen Zugang erhalten, Vorwürfe

untersuchen und eine Lagekarte fortschreiben?

5. Schutz der Zivilbevölkerung: Gehen strategi-

sche Angriffe auf Städte, Energie- und zivile In-

frastruktur dauerhaft zurück?

6. Unterstützung der Partner: Bleiben Finanzie-

rung, Rüstungsproduktion, Ausbildung und

Luftverteidigung für die Ukraine verlässlich?

7. Politische Sprache: Verschieben sich die öffent-

lichen Maximalforderungen in Richtung über-

prüfbarer Zwischenschritte – oder werden sie

noch unvereinbarer?

Diese Kriterien sind absichtlich konkreter als eine

Prozentzahl. Sie können überprüft werden. Sie

zwingen dazu, eine These zu korrigieren, wenn die

Fakten dagegen sprechen.
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Die stärkste Gegenposition

Der stärkste Einwand gegen jede 2027-These lautet:

Es bleibt Raterei. Das stimmt teilweise. Kriege wer-

den von Entscheidungen kleiner Führungszirkel,

von Fehlkalkulationen, technologischen Verände-

rungen und Ereignissen entschieden, die sich

nicht seriös datieren lassen. Kein Modell kann ei-

nen Machtwechsel, einen militärischen Einbruch

oder eine neue internationale Krise zuverlässig

terminieren.

Gerade deshalb ist es professioneller, eine Arbeits-

hypothese offen zu legen als eine Prophezeiung zu

verkaufen. Die Aussage „Waffenstillstand 2027?“ ist

nur dann vertretbar, wenn das Fragezeichen im

Text ernst genommen wird: als Einladung zur Prü-

fung, nicht als dekorativer Vorbehalt.

Die KI meint

Der maßgebliche Unterschied ist nicht zwischen

„weiterkämpfen“ und „verhandeln“. Verhandlun-

gen laufen in Kriegen häufig parallel zu Kämpfen.

Der maßgebliche Unterschied liegt zwischen ei-

nem Abkommen, das Gewalt wirklich begrenzt,

und einer Pause, die den nächsten Angriff

vorbereitet.

Ein Waffenstillstand wäre für die Ukraine dann ein

Fortschritt, wenn er drei Dinge zugleich leistet: Er

stoppt die großflächigen Angriffe, er wahrt die

Nichtanerkennung erzwungener Gebietsgewinne

und er erhöht die Kosten eines erneuten Angriffs

glaubwürdig. Ohne diese drei Bedingungen wäre

ein schnelles Datum keine Friedensperspektive,

sondern ein Risiko.

Die vorsichtige Schlussfolgerung lautet daher:

2027 ist ein denkbares Fenster für einen über-

wachten Waffenstillstand, nicht das verspro-

chene Jahr des Friedens. Ob es sich öffnet, ent-

scheidet nicht ein Gipfel und nicht ein einzelner

Frontbericht. Es entscheidet sich daran, ob militä-

rischer Druck, politische Auswege und belastbare

Sicherheit gleichzeitig entstehen.

Was ein belastbarer Waffenstillstand
konkret regeln müsste

Die Formel „Waffenstillstand entlang der Kontakt-

linie“ klingt schlicht, löst aber eine Reihe prakti-

scher Fragen nicht. Jede von ihnen kann darüber

entscheiden, ob eine Vereinbarung stabilisiert

oder nur einen neuen Streit über ihre Auslegung

schafft.

Die Linie selbst müsste technisch präzise festge-

legt werden: durch Karten mit gemeinsam bestä-

tigten Referenzpunkten, Koordinaten, eine Regel

für Veränderungen im Gelände und ein Verfahren

für Fälle, in denen sich Stellungen überschneiden

oder unklar sind. Der Iran-Irak-Fall zeigt, warum

das keine Bürokratie ist: Schon unmittelbar nach

Beginn der Waffenruhe entstanden Spannungen

über die genaue Lage der jeweiligen vorderen Stel-

lungen; Beobachter sollten Vorwürfe prüfen und,

wo möglich, zum Status quo zurückführen.[10]

Die Kontrolle müsste mehr sein als ein Telefon-

kontakt. Ein glaubwürdiges System braucht Beob-

achter mit sicherem Zugang, technische Aufklä-

rung und eine verlässliche Kette vom lokalen Vor-

fall bis zur politischen Ebene. Nicht jeder Verstoß

kann verhindert werden. Aber ein System, das

Herkunft, Zeitpunkt und Muster von Angriffen

nachvollziehbar festhält, senkt den Wert falscher

Behauptungen und begrenzt die Möglichkeit, ei-

nen Zwischenfall für eine große Eskalation

auszunutzen.

Schwere Waffen und Angriffe aus der Tiefe wären

ein zweiter Prüfstein. Die öffentliche Diskussion

konzentriert sich oft auf Bodentruppen. Für Men-

schen in der Ukraine wäre es jedoch unzurei-

chend, wenn die Front ruhiger würde, während

Angriffe mit Raketen, Drohnen oder Gleitbomben

gegen Städte und Energieversorgung fortgeführt

werden. Ein Waffenstillstand müsste deshalb auch

definieren, welche Reichweiten, Waffensysteme

und Ziele verboten sind, wie Verletzungen erfasst

werden und welche humanitären Ausnahmen

gelten.
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Die militärische Fähigkeit der Ukraine ist kein

Widerspruch zum Waffenstillstand, sondern seine

Voraussetzung. Eine Vereinbarung, die Ausbil-

dung, Nachschub oder Luftverteidigung der

Ukraine einseitig einschränkt, würde die Abschre-

ckung nach einer Pause schwächen. Der Congres-

sional Research Service fasste die Kernspannung

der Verhandlungen so zusammen: Ukrainische

Stellen unterstützten einen anfänglichen Waffen-

stillstand, während russische Stellen auf einer um-

fassenden Regelung einschließlich Neutralität und

Beschränkungen ukrainischer Streitkräfte bestan-

den.[13] Gerade dieser Konflikt macht sichtbar,

warum ein Text über Sicherheit nicht nur Ab-

sichtserklärungen enthalten darf.

Gefangene, Verschleppte und Zivilisten dürfen

nicht als Randthema behandelt werden. Der CRS

nennt Gefangene, zivile Inhaftierte und ver-

schleppte Menschen ausdrücklich als Teil der Ge-

sprächsthemen.[13] Ein Waffenstillstand wäre

menschlich unvollständig, wenn er militärische

Linien einfriert, ohne einen verbindlichen Mecha-

nismus für Austausch, Rückkehr, Vermisstensuche

und den Schutz besonders gefährdeter Personen

zu schaffen.

Die politische Rechtswirkung muss sauber ge-

trennt werden. Eine faktische Kontaktlinie darf

nicht als Anerkennung einer rechtlichen Grenzän-

derung formuliert werden. Diese Unterscheidung

kann unbequem sein, ist aber zentral: Sie ermög-

licht die Begrenzung der Gewalt, ohne die völker-

rechtliche Position der Ukraine vorwegzunehmen.

Ein späterer Friedensprozess, Gerichte und Ver-

handlungen über Schäden oder Verantwortung

bleiben dadurch möglich.

Warum Gespräche kein Zeichen von Ka-
pitulation sind

Verhandlungen werden oft als Beweis gelesen,

dass eine Seite militärisch gescheitert sei. Das ver-

engt den Blick. Staaten verhandeln auch, weil sie

Risiken begrenzen, Partner einbinden, humani-

täre Fragen lösen oder die Position der Gegenseite

ausloten wollen. Die Forschung von Eric Min zu

zwischenstaatlichen Kriegen warnt gerade davor,

Verhandlungen nach 1945 als zuverlässigen Count-

down zum Kriegsende zu deuten.[14]

Das ist für die Ukraine-Debatte besonders wichtig.

Ein Treffen, eine Delegation oder ein gemeinsamer

Text kann drei sehr unterschiedliche Dinge bedeu-

ten: einen echten Kompromissversuch, einen Test

der gegnerischen Position oder schlicht den Ver-

such, internationalen Druck zu steuern. Die Quali-

tät eines Gesprächs erkennt man daher nicht an

Fotos von Verhandlungstischen, sondern an über-

prüfbaren Ergebnissen: Werden Angriffe redu-

ziert? Gibt es Zugang für Beobachter? Werden Ge-

fangene freigelassen? Werden Karten, Verfahren

und Konsequenzen vereinbart?

Umgekehrt ist militärischer Druck kein Gegenbe-

weis zur Diplomatie. In Abnutzungskriegen verän-

dert er die Verhandlungspositionen. Entscheidend

ist allerdings, ob er eine realistische Ausstiegsfor-

mel begleitet. Druck ohne einen möglichen Aus-

weg kann die Bereitschaft zur Eskalation ebenso

erhöhen wie die Bereitschaft zum Nachgeben. Des-

halb ist es falsch, aus jeder Verschärfung der Sank-

tionen oder aus jedem erfolgreichen Angriff auf

Infrastruktur direkt einen Friedensfortschritt

abzuleiten.

Die Rolle der europäischen und ameri-
kanischen Partner

Für die europäischen Staaten geht es nicht nur um

Vermittlung, sondern um Glaubwürdigkeit. Die

Koalition der Willigen beschreibt einen Rahmen,

in dem Sicherheitsgarantien nach einem Waffen-

stillstand aktiviert werden sollen.[2] Damit eine

solche Zusage Wirkung entfaltet, muss vorab ge-

klärt sein, wer welche Fähigkeiten bereitstellt, wie

lange Unterstützung gilt und wer im Fall eines

schweren Bruchs politisch entscheidet.

Eine offene Schwachstelle bleibt die Übersetzung

politischer Solidarität in belastbare Verfahren. Es

genügt nicht, „Konsequenzen“ anzukündigen. Po-
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tenzielle Vertragsbrecher müssen wissen, ob ein

Verstoß dokumentiert, sanktioniert, militärisch

beantwortet oder zunächst verhandelt wird. Auch

die Ukraine muss wissen, ob ihre Luftverteidi-

gung, Munitionsversorgung und Ausbildung nach

einem Waffenstillstand fortgesetzt werden. Klar-

heit verhindert nicht jeden Bruch; Unklarheit lädt

aber zum Testen ein.

Die USA bleiben dabei relevant, selbst wenn euro-

päische Staaten den Schwerpunkt einer Siche-

rungsmission tragen sollten. Diplomatische Rü-

ckendeckung, Aufklärung, Logistik und die Glaub-

würdigkeit politischer Zusagen können die Risiko-

rechnung wesentlich beeinflussen. Daraus folgt

nicht, dass Washington oder Europa ein Abkom-

men diktieren sollten. Ein tragfähiges Ende kann

nicht über die Ukraine hinweg vereinbart werden.

Es folgt aber, dass externe Garantien nur dann ab-

schrecken, wenn ihre Träger sie langfristig poli-

tisch tragen.

Was die Öffentlichkeit vernünftiger-
weise erwarten kann

Ein Waffenstillstand wäre wahrscheinlich unor-

dentlich. Es gäbe Beschwerden über Verletzungen,

schwierige Umsetzungen, ungelöste Rechtsfragen

und möglicherweise lange Phasen ohne politische

Annäherung. Daran ist nichts erfreulich. Aber die

Alternative zu einem unvollkommenen, über-

wachten Waffenstillstand kann ein fortgesetzter

Krieg sein, in dem jeden Monat Menschen sterben

und zivile Infrastruktur zerstört wird.

Die richtige Erwartung lautet deshalb nicht: Eine

Unterschrift beendet alle Gefahren. Sie lautet: Eine

gute Vereinbarung senkt die Gewalt, schützt die

angegriffene Gesellschaft besser und schafft Raum

für spätere politische Entscheidungen. Eine

schlechte Vereinbarung verschiebt Risiken in die

Zukunft. Zwischen diesen beiden Möglichkeiten

liegt der Kern der Arbeit an einer

Sicherheitsordnung.

Das macht auch die 2027-Frage lesbar. Sie ist keine

Wette auf einen magischen Moment, in dem Russ-

land und die Ukraine plötzlich dieselben Ziele hät-

ten. Sie fragt, ob bis dahin genügend Druck, insti-

tutionelle Vorbereitung und politische Klarheit

entstehen können, damit ein begrenztes, überprüf-

bares Abkommen für beide Seiten weniger riskant

erscheint als die Fortsetzung des Krieges. Diese

Frage kann man nicht mit Sicherheit beantworten.

Man kann sie aber anhand der genannten Signale

kontinuierlich prüfen – und jede Prognose ändern,

wenn die Tatsachen es verlangen.
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BEGRIFFE IM ARTIKEL (4)

Friedensvertrag: Vertrag, der einen Krieg politisch und rechtlich

beenden und seine Folgen regeln soll.

OSZE: Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa,

ein Zusammenschluss von Staaten für Sicherheit und Kooperation.

Sicherheitsgarantien: Zusagen oder Vereinbarungen, die einen

Staat vor künftigen Angriffen schützen sollen.

Waffenstillstand: Vereinbarung, Kampfhandlungen vorübergehend

oder dauerhaft einzustellen.
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